Die Ausgestaltung des Sozialstaates – Glossar

Äquivalenzprinzip: Prinzip nach dem die Höhe der Leistungen wie Arbeitslosengeld, Krankengeld und Rente bemessen wird. Die Höhe der Sozialleistungen ist äquivalent (lat.: gleichwertig) zu dem (Kosten-)Risiko, das die versicherte Person für das Versicherungsunternehmen darstellt, und richtet sich u.a. nach Höhe und Dauer der gezahlten Beiträge.
Alterungsrückstellungen: Finanzielle Rücklagen, die in der privaten Krankenversicherung für Versicherte angespart werden, um deren höhere Gesundheitskosten im Alter – ohne starke Erhöhung der Prämien – finanzieren zu können.
Beamtenversorgung: Beamte, Richter und Berufssoldaten sind als Staatsdiener von der Rentenversicherungspflicht ausgenommen und werden von ihren jeweiligen Dienstherren (Bund, Länder, Gemeinden, sonstige öffentlich-rechtliche Körperschaften) versorgt. Das Ruhegehalt dient dabei sowohl der Basissicherung als auch der Zusatzversorgung (entsprechend einer betrieblichen Alterssicherung). Die Höhe der Versorgung richtet sich nach Dienstdauer und erreichter Besoldungsstufe und ist voll zu versteuern. Regelungen der Reform der Gesetzlichen Rentenversicherung wie Absenkung des Rentenniveaus und Abschläge bei vorzeitigem Ruhestand wurden auf die Beamtenversorgung übertragen.
Beitragsbemessungsgrenze: Höchstgrenze, bis zu der aus einer Beschäftigung oder selbständigen Tätigkeit Rentenversicherungsbeiträge gezahlt werden müssen, was als Grenze der Umverteilung und Solidarität wirkt. Sie beträgt 2017 in der Rentenversicherung der Arbeiter und Angestellten monatlich 5.800 € Euro (Westen) bzw. 4.900 € (Osten). Für darüberhinausgehendes Einkommen sind keine Beiträge fällig – entsprechend ist auch die Höhe der Rente begrenzt. 

Betriebliche Altersversorgung: Die betriebliche Altersvorsorge bildet die zweite Säule des deutschen Alterssicherungssystems und existiert entweder a) die „klassische“ ausschließlich vom Arbeitgeber finanzierte Betriebsrente oder b) die vom Arbeitnehmer per Entgeltumwandlung finanzierte Betriebsrente, indem sie auf bestimmte Teile ihres Entgelts (z. B. Urlaubsgeld) verzichten. Wenden Beschäftigte Teile ihres Gehalts für die betriebliche Altersvorsorge auf, werden diese Beträge direkt vom Bruttolohn abgezogen, wodurch sich das steuer- und sozialversicherungspflichtige Einkommen des Arbeitnehmers mindert. Zumeist regeln Tarifverträge die Möglichkeit, diese Form der Betriebsrente zu nutzen, und ob und wie viel Zuschuss der Arbeitgeber zahlt. Traditionell haben insbesondere große Unternehmen sowie der Öffentliche Dienst ihren Mitarbeitern eine Altersversorgung zugesagt. Seit 2002 haben sich die Rahmenbedingungen für Unternehmen und Mitarbeiter grundlegend gesetzlich verbessert, mit dem Ziel, durch den Ausbau der betrieblichen Altersvorsorge die Absenkung der Rentenniveaus auszugleichen. Neben der steuerlichen Förderung ist insbesondere wichtig, dass Arbeitnehmer einen individuellen Anspruch auf betriebliche Altersversorgung haben. (Entgeltumwandlung).

Bürgerversicherung: Vorschlag zur Reform der Finanzierung der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV), der Folgendes umfasst: Ausdehnung der Versicherungspflicht in der GKV auf alle Bürgerinnen und Bürger und Verbreiterung der Beitragsbemessungsbasis.
Daseinsvorsorge/Öffentliche Daseinsvorsorge: Die Gesamtheit der in Industrie- und Dienstleistungsgesellschaften überwiegend vom Staat gewährleisteten oder bereitgestellten Einrichtungen und Leistungen insbesondere in der Vorsorge-, der Sozial- und der Leistungsverwaltung.
Dekommodifizierung: Bezeichnet bei Esping-Andersen den Grad, inwieweit Menschen unabhängig von ihrer Marktposition Zugang zu Sozialleistungen haben. Im Konzept der D. wird der Wohlfahrtsstaat als eigenständige Verteilungsinstitution aufgefasst. Komplementär zum Markt hat dieser einen Einfluss auf die Verteilung von Ressourcen und Lebenschancen innerhalb einer Gesellschaft.
Demografischer Wandel: Veränderung der Größe und der Altersstruktur einer Bevölkerung infolge veränderter Geburten-, Sterbe- und Wanderungsprozesse.
Eckrente: Als Eckrente (auch Standardrente) wird die Monatsrente bezeichnet, die ein Modell-Versicherter erhält, wenn er 45 Jahre lang Beiträge in Höhe des Durchschnittsentgeltes aller Versicherten geleistet hätte. Die Entwicklung der Eckrente im Zeitablauf dient auch zur Darstellung der Entwicklung des Rentenniveaus. 
Entgeltumwandlung: Zur Stärkung der betrieblichen Alterssicherung haben die Arbeitnehmer seit 2001 das Recht, aus ihrem Arbeitsentgelt eine individuelle Altersvorsorge aufzubauen indem sie auf die Auszahlung bestimmter Teile ihres Entgelts (z. B. Urlaubs- oder Weihnachtsgeld) verzichten und durch den Arbeitgeber einer Einrichtung der Altersvorsorge einzahlen lassen. Der Tarifvorbehalt ist dabei zu berücksichtigen. Diese Beiträge sind für Arbeitgeber und Arbeitnehmer frei von Sozialversicherungsbeiträgen und Steuern.
Erziehungszeiten (Kindererziehungszeiten): Die Zeit der Erziehung eines Kindes in den ersten zwölf Monaten nach dessen Geburt wird in der Rentenversicherung als Kindererziehungszeit anerkannt. Für Geburten ab dem 01.01.1992 werden der oder dem Erziehenden drei Jahre nach der Geburt des Kindes als Erziehungszeit angerechnet. Erziehungszeiten sind Beitragszeiten, für welche Beiträge vom Bund gezahlt werden. Die Zeiten der Erziehung eines Kindes bis zur Vollendung des 10. Lebensjahres, die nicht bereits als Beitragszeit anzurechnen sind, sind Berücksichtigungszeiten. Für die Geburtsjahrgänge der Mütter vor 1921 in den alten Bundesländern und Geburtsjahrgänge der Mütter vor 1927 in den neuen Bundesländern werden keine Erziehungszeiten, sondern eine Kindererziehungsleistung gewährt. 
Generationengerechtigkeit: Gerechte Verteilung der materiellen Ressourcen, Lebenschancen und -qualität unter den Generationen. Das Prinzip der Generationengerechtigkeit gebietet es, dass jede Generation das eigene Leben so verantwortungsvoll gestaltet, dass sie anderen Generationen keine unzumutbaren finanziellen, sozialen oder ökologischen Lasten aufbürdet.
Generationenvertrag. Zwischen Beitragszahlern und Rentenempfängern gilt das Prinzip, dass die arbeitenden Versicherten durch ihre Beiträge die Renten von heute finanzieren – in der Erwartung, dass die nachfolgenden Generationen bereit sind, für sie das Gleiche zu tun. Dieses wird G. genannt, der weder ausgesprochen noch schriftlich festgelegt wurde (s. Umlageverfahren).
Gerechtigkeit, sozial: Um Konflikte über die Verteilung begehrter Güter und Lasten in einer Gesellschaft zu vermeiden, existieren zumeist allgemeine Verhaltens- und Verteilungsregeln. Sind diese Regeln moralisch begründet, allgemein akzeptiert und in der Praxis wirksam, spricht man von Gerechtigkeit. Prinzipien sozialer G. orientieren sich z. B. an der Leistung (im Erwerbsleben), an den Startchancen (im Bildungsleben), an den Möglichkeiten gesellschaftlicher Teilhabe oder am (persönlichen) Bedarf.
Gesetzlichen Rentenversicherung: Pflichtversicherung für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Darüber hinaus können Personen, die Kinder erziehen, Auszubildende oder Selbstständige (z.B. Künstler) pflichtversichert sein. Derzeit sind ca. 64 Prozent der Bevölkerung in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert. Die Versicherungspflicht gilt nicht für Altersrentner und die meisten Selbstständigen sowie Freiberufler. Beamte, Richter sowie Berufs- und Zeitsoldaten werden im Alter vom Bund bzw. den Ländern durch eine Pension versorgt.
Grundeinkommen: ein sozialpolitisches Finanztransferkonzept, nach dem jeder Bürger – unabhängig von seiner wirtschaftlichen Lage – eine gesetzlich festgelegte und für jeden gleiche – vom Staat ausgezahlte – finanzielle Zuwendung erhält, ohne dafür eine Gegenleistung erbringen zu müssen (Transferleistung). Es wird in verschiedenen Finanztransfermodellen („Solidarisches Bürgergeld“, „Bedingungsloses Grundeinkommen“) meist als eine Finanzleistung diskutiert, die ohne weitere Einkommen existenzsichernd wäre und andere Sozialleitungen wie Arbeitslosengeld, Kindergeld uns Sozialhilfe ersetzen würde.
Grundrente: Im Rahmen der Reformdiskussion wird auch das Modell einer einheitlichen steuerfinanzierten Grundrente vorgeschlagen. Damit würden die Grundprinzipien der beitragsfinanzierten dynamischen Rente verlassen, womit auch notwendigerweise Auswirkungen auf die übrigen Alterssicherungssysteme verbunden wären. Die Hauptproblematik dürfte in dem Verzicht auf das Leistungsprinzip sowie in der notwendigen Steuerfinanzierung und einem sehr langen Übergangszeitraum liegen.
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung: Neben der Grundsicherung für Arbeitssuchende und mit diesen in Bedarfsgemeinschaften lebende Angehörige gibt es die bedarfsorientierte Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. Die Grundsicherung ist eine eigenständige, bedürftigkeitsabhängige und steuerfinanzierte Sozialleistung und tritt im Alter und bei Erwerbsminderung an die Stelle der Sozialhilfe (SGB XII). Anspruchsberechtigt sind ältere Menschen ab 65 Jahren sowie volljährige, aus medizinischen Gründen dauerhaft voll erwerbsgeminderte Personen. Anders als bei der Sozialhilfe bleibt das Einkommen der Kinder oder Eltern bei der Grundsicherung in den meisten Fällen unangetastet.
Kapitaldeckungsverfahren: Man spricht von kapitalgedeckter Altersvorsorge, wenn zur Finanzierung des Ruhestands Finanzanlagen (z.B. Riester-Rentenversicherungen, Lebensversicherungen, Aktien) abgeschlossen bzw. erworben werden. Beim K. spart jeder Versicherte individuell das Deckungskapital an, aus dem später die Leistungen zu seiner Sicherung bezahlt werden sollen. Die Versicherung legt die eingezahlten Beträge am Kapitalmarkt an. Der Zinseszinseffekt kann die Versicherungsleistung erhöhen. Der Wert der Finanzanlagen und die Zinsen sollen den Konsum während des Ruhestands finanzieren. Es gilt als demografiefest, da die Höhe der Zahlung nicht vom Verhältnis der Zahl der Erwerbstätigen zu der Zahl der Rentner abhängt. Allerdings ist eine nach diesem Prinzip arbeitende Versicherung den Schwankungen und Verlustrisiken des Kapitalmarkts ausgesetzt und ebenso den demografisch bedingten Veränderungen im Verhältnis von Abschlüssen und Auszahlungen. 
Kapitalbildende Lebensversicherung: Vertragliche Ausgestaltung einer Lebensversicherung, bei der neben der reinen Absicherung des Todesfalles eine Kapitalausschüttung zu einem Zeitpunkt oder Rentenleistung ab einem Zeitpunkt vereinbart ist.
Kopfpauschale: Eine Kopfpauschale belastet jede Versicherte und jeden Versicherten unabhängig von Einkommen, Gesundheitszustand, Alter und anderen Merkmalen mit einem gleich hohen Versicherungsbeitrag. Der Arbeitgeberbeitrag entfällt. Sozial Schwache sollen in bestimmtem Umfang eine Unterstützung aus Steuermitteln erhalten. 
Lebensstandardsicherung: Insbesondere durch die dynamische, bruttolohnbezogene Rente wurde in der Rentenreform 1957 das Ziel einer Lebensstandardsicherung formuliert. Auch im Alter sollte der im Erwerbsleben erreichte Lebensstandard weitgehend garantiert werden, indem die Rente als i. d. R. hauptsächliches Einkommen an Stelle des vorher erarbeiteten Einkommens tritt. Insbesondere durch die Reformen 2001 und 2004 wird dieses Sicherungsziel eingeschränkt. In Zukunft soll eine Lebensstandardsicherung auf Grundlage aller drei Säulen _ gesetzliche, betriebliche und private Rente _ erreicht werden. Das setzt insbesondere einen höheren Finanzierungsanteil und -beitrag der Versicherten in der zweiten und/oder dritten Säule voraus.
Lohnnebenkosten: Kosten, die ein Arbeitgeber neben dem Arbeitsentgelt (Lohn oder Gehalt) für eine beschäftigte Arbeitnehmerin/einen beschäftigten Arbeitnehmer tragen muss. Den größten Anteil an den Lohnnebenkosten haben die Arbeitgeberanteile zu den Sozialversicherungen. Synonyme Begriffe: Lohnzusatzkosten, Personalnebenkosten.
Nachgelagerte Besteuerung: Seit 2005 wird schrittweise auf eine nachgelagerte Besteuerung der Renten umgestellt, die zuvor kaum besteuert wurden. Ab 2040 werden die Renten steuerlich wie die Beamtenpensionen behandelt.
Nachhaltigkeitsfaktor: Der sog. Nachhaltigkeitsfaktor ist eine statistisch ermittelte Größe und berücksichtigt bei der Rentenanpassung seit 2005 vereinfacht gesagt die Veränderung des Verhältnisses der Anzahl von Leistungsbeziehern zu versicherungspflichtig Beschäftigten.
Paritätische Finanzierung: Die Beiträge zu den Sozialversicherungen werden hälftig durch das versicherte Mitglied und dessen Arbeitgeber bzw. den Rentenversicherungsträger getragen.
Pensionen: Alterssicherungsleistungen im Rahmen der Beamtenversorgung, die aus den öffentlichen Haushalten des Bundes bzw. der Länder finanziert werden und nicht über Versicherungsbeiträge.
Produktivität:  Zur Ermittlung werden das Produktionsergebnis (Output) im Verhältnis zu den eingesetzten Mengen (Input) von Produktionsfaktoren (Boden, Kapital, Arbeit) betrachtet. Besonders die Arbeitsproduktivität gilt als wichtige Kennziffer zur Bewertung einer Volkswirtschaft.
Regelaltersgrenze: Gesetzlich bestimmtes Alter, ab dem ohne Abschläge das reguläre Altersruhegeld gewährt wird. Durch das RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz wurde 2007 beschlossen, die Altersgrenzen ab 2012 in kleinen Schritten bis 2029 für alle, die 1964 oder später geboren sind, von 65 auf 67 Jahre anzuheben.
Rente ab 63: Als Rente ab 63 wird die − befristete − Möglichkeit bezeichnet, dass langjährig Beschäftigte nach 45 Beitragsjahren mit Erreichen des 63. Lebensjahres ohne die sonst üblichen Abschläge in Rente gehen können. Diese mit dem Reformpaket 2014 eingeführte Regelung ist dadurch befristet, dass das Zugangsalter, zu dem ein abschlagsfreier Rentenzugang möglich ist, für Versicherte ab Geburtsjahrgang 1949 parallel zur Anhebung des allgemeinen Rentenalters auf das 65. Lebensjahr angehoben wird.
Rentenarten: Renten werden geleistet als Renten wegen Alters (Regelaltersrenten, für langjährig Versicherte usw.), Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit und Renten wegen Todes (Witwen-, Witwer-, Waisen- und Erziehungsrenten).

Riester-Rente: Zum Ausgleich für die Absenkung des Sicherungsniveaus in der GRV wird seit der Rentenreform 2002 der Aufbau einer zusätzlichen kapitalgedeckten privaten oder betrieblichen Altersvorsorge staatlich gefördert. Die Riester-Rente ist eine freiwillige, kapitalgedeckte Altersvorsorge und nach dem ehemaligen Bundesminister für Arbeit und Soziales Walter Riester benannt. Die Finanzierung erfolgt allein durch die Versicherten, wobei der Staat Riester-Produkte mit Zulagen oder durch steuerlicher Sonderausgabenabzug fördert. Es gibt zahlreiche Möglichkeiten wie man „riestern“ kann: Per Banksparplan, Fondssparplan, privater Rentenversicherung, fondsgebundener Rentenversicherung oder Bausparvertrag. Die Zahl der Angebote ist unüberschaubar groß. In die Kritik sind zahlreiche Riester-Produkte geraten wegen der hohen Abschlussgebühren und Verwaltungskosten.
Rürup-Rente: Die seit 2005 staatlich geförderte Basisrente zur Altersvorsorge von Selbstständigen (die nicht durch Riester-Rente oder betriebliche Alterssicherung vorsorgen können) wird auch als Rürup-Rente (nach dem Ökonomen Bert Rürup) bezeichnet.
Solidarprinzip: Die zu versichernden Risiken werden von allen Versicherten gemeinsam getragen. In der Regel zählt dabei nicht, wie hoch das zu versichernde Risiko ist und wie viel der Versicherte in die Sozialversicherung eingezahlt hat. Wer mehr verdient, zahlt bis zu einer Obergrenze (Beitragsbemessungsgrenze) auch mehr. Es schafft damit einen Ausgleich zwischen besser und weniger gut Verdienenden, zwischen Jung und Alt sowie zwischen Alleinstehenden und Familien.
Sozialleistungsquote: Die Sozialleistungsquote setzt die im Sozialbudget ermittelten Sozialleistungen ins Verhältnis zum jeweiligen nominalen Bruttoinlandsprodukt.
Sozialstaatsprinzip: Die staatliche Gemeinschaft trägt in der Regel die Lasten mit, die aus gesellschaftlichen Standardrisiken entstehen und oft nur zufällig bestimmte Personen treffen. Daher sind die klassischen Systeme der sozialen Sicherung gegen Lebensrisiken (Alter, Krankheit, Unfall, Pflegebedürftigkeit und Arbeitslosigkeit) durch den Art. 20 GG. legitimiert, ferner die Maßnahmen des sozialen Ausgleichs und der Hilfe in Notlagen (z. B. Kindergeld, Mutterschutz, Wohngeld und Sozialhilfe). 
Transferleistungen: Alle Zahlungen staatlicher Organe, die die Belastung von Haushalten und Privatpersonen mindern, welche durch das Eintreten bestimmter Bedürfnisse (etwa durch Mutterschaft oder Alter) oder Risiken (etwa Invalidität, Arbeitslosigkeit) entsteht, sofern diese Bedürfnisse und Risiken in den Bereich der "Sozialpolitik" fallen. Zahlungen von privaten Institutionen oder Nichtregierungsorganisation heißen nicht T., sondern Hilfe und wohltätige Unterstützung. Um als T. zu gelten, müssen staatliche Leistungen in erster Linie auf dem Grundsatz der Solidarität basieren, was einen Umverteilungsmechanismus voraussetzt.
Umlagefinanzierung/-verfahren: System der Finanzierung von Sozialversicherungen, in dem die in einer Abrechnungsperiode (i. d. R. ein Jahr) anfallenden Ausgaben vollständig auf die beitragspflichtigen Einnahmen der Mitglieder umgelegt werden. Die jeweils aktiven Generationen finanzieren im Umlageverfahren die jeweiligen Renten. Der politisch garantierte Generationenvertrag gewährleistet, dass die nachfolgenden Generationen jeweils die Leistungen an die Älteren finanzieren. Diesem fiktiven Vertrag zufolge ist die noch im Erwerbsleben stehende Bevölkerung bereit, durch Abzüge vom Lohn die Generation der Rentner zu finanzieren, weil sie selbst darauf bauen kann, dass das Gleiche für die ihr nachfolgende Generation gilt. Bei der Umlagefinanzierung müssen für kurzfristige Ausgabenüberhänge Reserven gebildet werden.
Versicherungsfremde Leistungen: Die Rentenversicherungsträger müssen auch solche Leistungen erbringen, die über die ursprüngliche Aufgabe der Rentenversicherung hinausgehen. Hierzu zählen als sog. v. L. die Ersatzzeiten (Kriegsfolgen), Auffüllbeträge und Zuschläge zu Renten in den neuen Ländern, Wiedergutmachung von Rentennachteilen durch DDR-Unrecht, volle Erwerbsminderungsrenten für Teilerwerbsfähige aufgrund der Arbeitsmarktlage, Mindestentgeltpunkte bei geringem Arbeitsentgelt (keine Gegenfinanzierung aus Beiträgen, weil hier höhere Leistungen gezahlt werden, als der Höhe der Beiträge entsprechen), die Höherbewertung der Berufsausbildungszeiten, die Höherbewertung von niedrigen Verdiensten während Kindererziehung.
Versicherungspflichtgrenze: Gesetzlich festgelegte Einkommensgrenze, bis zu der abhängig Beschäftigte kraft Gesetzes Mitglied der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) sind. Abhängig Beschäftigte, deren beitragspflichtige Einnahmen über dieser Versicherungspflichtgrenze (auch: Jahresarbeitsentgeltgrenze) liegen, können wählen, ob sie sich freiwillig in der GKV, in der privaten Krankenversicherung (PKV) oder gar nicht versichern.
6

